
IS. ZK S 9/5A 2354 0"0 0Q
Verkündet
am 15* Dezember 1955
Jodes, Justizangestellter,
als Urkundsbeäater 
der Geschäftsstelle

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s

des
In dem Reqhtsstreit 

Friedrich

Beklagten und Revisionsklägers, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

gegen

d e ^ ^ ^ j ^ u n d ^ g r g g g g g p f c l e r  Karl-Heinz Rj

Kläger und Revisionobeklagten, 
-Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der II® Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 8® Dezetober 1955 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Dr« Canter und der Bundesrichter 
Dr® Delbrück, Dr® Haidinger, Dr® Bischer und Dr® Kuhn 
für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil 
des 6® Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts zu Hamburg vom 15® April 1954 hinsicht­
lich der KostenentScheidung sowie insoweit auf­
gehoben, als der Beklagte verurteilt worden ist, 
an den Kläger mehr als 260 DM nebst 4 & Zinsen 
seit dem 7® April-1952 zu zahlen® .In diesem Um- «
fang der Sachentscheidung wird die Sache zur j
anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das j



so
Berufungsgericht zur iickverwie s en.
Im übrigen wird die Revision des Beklagten 
zurtickgewiesen«
Der Kläger trägt 2/15 der Kosten der 1. Instanz. 
Dem Beklagten werden 2/3 der Kosten der 1. In­
stanz und 4/5 der Kosten der Berufungs- und Re- 
visionsinstanz auferlegt. Die Entscheidung über die 
Tragung der restlichen Kosten bleibt dem Beru­
fungsgericht Überlassen*. * '/Z

Von Rechts wegen
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latbestand;

Beide Parteien sind Makler« Dem Beklagten gehört 
ein Wohnhausblock in der im Krieg teilweise zer-
stört worden istj jedoch sind die im Erdgeschoß befind­
lichen Iadenräume erhalten geblieben und an die "Westdeut­
sche Kaufhaus GmbH" (K^B) vermietet* Im Jahre 1951 
entschloß sich’der Beklagte, das Gebäude mit Hilfe von 
Krediten wieder herzustellen* Während der Vorarbeiten wur­
de er verhaftet* Er erteilte seiner Ehefrau Generalvoll­
macht und betraute den Kläger mit einer Reihe von Aufga­
ben* Auf Grund seiner Tätigkeit für den Beklagten macht 
der Kläger* im'einzelnen Ansprüche aus drei- verschiedenen 
Geschäf t s Vorgängen gelt end ?

I* Kj^pj^Courtage^

Der mit der zunächst bestehende Mietvertrag 
war mit einjähriger Prist zum 50* September eines jeden 
Jahres kündbar und sah eine Jahresmiete von 57*720 DM vor* 
Am 20* Juni 1951 trafen die Parteien folgende Vereinbarung?

"Herr Friedrich gB B B B E . »  
ist Besitzer des K^P-Blocks, 
und Uberträgt . dieser Jlerm Heinz" _ __« , B B H B s t r *  B r  die Alleinvermietung

eher WöJünungen u* Büroräume; die sich aus 
dem Wiederaufbau des JCBpblocks ergeben* Die 
i n H B B M B  üblichen Provisionssätze erhebt Herr 
RB^^Pür^lie Abtretung des. Auftrages wer­
den an Herrn G B H H H p  55 1/5 # der verein­nahmten Beträge (Rurtage) ausgeschüttet* Sämt­
liche Anzeigen-Kosten trägt Herr rB T  
Pür den Pall, daß Herr an Herrn 
einen Prövisionsvorschuß zahlt, so ist^dieser 
sofort von der vereinnahmten Provision in Abzug 
zu bringen. Sollten besondere Umstände eintreten, 
so gilt das in voraus! gezahlte Geld an Herrn
_________  als Darlehen (Tägliches Geld)* Beide

Herren erklären .sich, bereit, im guten Sinne der 
in Hamburg üblichen Miaklergebaren die vorstehen­
den Angelegenheiten zu regeln*'" i
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Ferner erteilte der Beklagte dem Kläger am 16*. Juli 1951 
eine Vollmacht mit folgendem Wortlauts

“Der Grundstücksmakler K.H« R(P> H j _____
B4||0H^tr« Q,' ist laut besonderem Vertrag von 
•mir, dem Unterzeichneten Grundeigentümer, Frie­
drich G« des Hauses ,
00jg^str. H g M w e g  0 / w  als Verwaltereingesetzt^ n e r r  ist besonders befugt
mit der Kfg^Kaufhaua GmbH1'
HauptverwaltungF®^^und Zweigverwaltung 
in meinem* Hamen und Vollmacht Verhandlungen zu 
führen, be zw« Verträge abzuschließen über eine 
Verlängerung des Mietvertrages und Abschlüsse 
Uber Baukostenzuschüsse p*p« zu tätigen*".

Mit Datum vom 15* Juli 1951 hatte der Kläger schließlich 
eine schriftliche Erklärung unterschrieben, die wie folgt 
lautetes

"Der Endesunterzeichnete Hausmakler K.H« R 0 ^  
erklärt hiermit ausdrücklich, daß die in der 
sog« KÄ^vollmacht angeführte Verwaltung sich 
lediglich auf die Verhandlungen mit der Kflp 
beschränkt und Herr R 0 0  aus dieser Sache Kei­
ne weiteren Rechte oder Ansprüche herleitet "

Am 30« Juli 1951 schloß der Kläger im Hamen des Beklagten 
mit der K ^ p  einen .auf 20 Jahre befristeten Mietvertrag 
ab« Darin wurde der Jahresmietzins neu auf 44«000 DM fest­
gesetzt« Zugleich verpflichtete sich die K00, als Bau­
kostenzuschuß eine Mietvorauszahlung in Höhe der bisheri­
gen, noch .bis zum 30. September 1952 gültigen Jahresmiete 
von 37*720 DM zu leisten-, der in der Weise zurückerstattet 
werden soll, daß die K 0 ^ v o m  1« Oktober 1952 bis zum 30« 
September 1957 jährlich nur 36«456 DM auf die Miete zu 
zahlen hat« Für die Vermittlung dieses Miet- und Bau­
kostenzuschußvertrages fordert der Kläger die ortsübli­
chen Gebühren, die er zunächst auf 3«429,70 DM, später 
auf 3«508,68 DM berechnet hat« Hiervon bringt er 2*200 DH
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in Abzug, die er unstreitig bereits erhalten hat, so daß 
noch 1.308,68 DH verbleiben«,

Der Beklagte wendet ein, der Kläger sei im Innen­
verhältnis nicht ermächtigt gewesen, mit der K p p  fest 
abzuschließen; das ergebe sich auch aus seiner Erklärung 
vom 15o Juli 1951 . Außerdem habe man vereinbart, daß der 
Kläger, wie unter Hausmaklern üblich, in diesem Palle ge­
bührenfrei tätig werden solle, überdies' habe der Kläger 
nachträglich auf Gebühren verzichtet* Bei den Verhand­
lungen mit der K^pl habe der Kläger das in ihn gesetzte 
Vertrauen gröblich mißbraucht und sei in entscheidenden 
Punkten von dem ihm erteilten Auftrag, eine Jahresmiete 
von 55*500 DH oder einen rückzahlbaren Baukostenzuschuß 
von 100.000 DM. zu erwirken, eigenmächtig und ohne Anzeige 
abgewichen. Mit dem Schaden, der ihm durch den auftrags­
widrigen Abschluß mit der K 0 p  entstanden sei, hat der 
Beklagte hilfsweise aufgerechnet.

II» Courtage für ein Darlehen der Bandesbanks
mmmmrn w  »  * m* m  m w # < # » *  ft*'«« * * * « » # »  im m  mm m +  r m  w mm

Durch Schreiben vom 11» August 1951 beauftragte 
der Beklagte den Kläger, über die Öffentliche Bauspar­
kasse der Bundesbank ein weiteres Baudar­
lehen von 60.000 DM zu beschaffen.- Am 12. November 1951 
nahm er diesen Auftrag v/ieder zurück* Unstreitig hat die 

Bandesbank durch ihre Kreditabteilung und 
ihre Abteilung öffentliche Bausparkasse dem Beklagten ein 
Darlehen von mindestens 60.000 DM in folgender Weise ge­
währt? Die Bausparkasse verschafft dem Beklagten alte
Sparverträge in Höhe-von 100.000 DM. Nachdem auf die Alt-> < ' *Sparverträge 40 # der Sparsumme eingezahlt worden waren,
• wurden sie bis zur endgültigen Zuteilung von der Bandes-6 
bank zwischenfinanziert. Pur die Beschaffung dieses Dar­
lehens fordert -der Kläger eine Courtage von 1.260 DM. Dem-
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gegenüber hat der Beklagte bestritten, daß die Vermitt­
lertätigkeit des Klägers für die Kreditgewährung ursächlich 
gewesen sei» Der Kläger habe zunächst nur ein einfaches 
Hypothekendarlehen bei der Landesbank beantragt» Dieses 
sei aber abgelehnt worden, und daraufhin erst habe der 
Beklagte durch seine Ehefrau AltSparverträge beschafft 
und ihre Zwischenfinanzierung durch die landesbank erwirkt*

HI* Entgangene Mieterpro vis Ionen t

Auf Grund der Abmachung vom 20® Juni 1951 (s.zu X) 
hatte der Kläger begonnen, die durch de.n Wiederaufbau ge­
wonnenen Räume zu vermieten, und zwar die Büroräume im 
ersten Stock zu einem Mietzins von 2,50 DM je qm und die 
Wphnräume zu den sog. ”7 c-Bedingungen”, d.h. zu einem 
Höchstpreis von 1,50 DM je qm (steuerbegünstigte Wohnungen 
gemäß § 7 c EStG, §§23 Abs 1, 27 des 1. Wohnungsbauge­
setzes vom 24.4*1950 BGBl 83). Mit Datum vom 16. Oktober 
1951 schrieb ihm die generalbevollmächtigte Ehefrau des 
Beklagten»

ttIn der Anlage überreiche ich Ihnen das Schrei­
ben an das Amt für Wohnungswesen zwecks Erlan­
gung* der 7 c-Bescheinigungeni Die erforderli­
chen Bauzeichnungen sind Ihnen bereits durch 
Herrn Architekten zugegangen,
loh bemerke noch dazu, daß Sie sämtliche Ver- 

. mietungseinheiten bis zum 30«, 12„51 spätestens 
vermietet haben. Diese Auftragserteilung ist 

. unwiderruflich»11

Mit Schreiben vom 17« Oktober 1951 untersagte der Beklag­
te dem Kläger die weitere Vermietung zum Preise von 1,50 
DM je qm, ersuchte ihn, unter keinen Umständen unter einem 
Richtpreis von DM 1,80 bis 1,90 /qm zu vermieten, und 
wies ihn darauf hin, daß er keine Abschlußvollmacht habe, 
die Mietverträge also vom Hauseigentümer unterzeichnet 
werden müßten. Als der Kläger auf Grund des ihm von der

0
•V
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Ehefrau des Beklagten erteilten Auftrages fortfuhr, Miet­
verträge zu den alten Bedingungen abzuschließen, wider­
rief der Beklagte unter dem 7* Dezember 1951 den Vermie­
tungsauftrag und entzog gleichzeitig seiner Ehefrau alle 
Vollmachten, die sich auf das Bauvorhaben-bezogen. Bis zu 
diesem Tage hatte der Kläger etwa die hälfte der Räume ge­
gen Hergabe von Baukostenzuschüssen in verschiedener Höhe 
vermietete Der Kläger hält die Rücknahme des nach seiner 
Ansicht unwiderrufliehen Vermietungsauftrages für rechts­
widrig und verlangt Schadensersatz für die ihm dadurch 
entgangenen Vermittlungsgebühren, die er auf.5»178,45 DM 
beziffert hat*

Der Beklagte hat hiergegen geltend gemacht, der 
Kläger habe pflichtwidrig alle seine Weisungen mißachtet, 
indem er trotz Verbots und sogar noch nach dem Abmahnungs­
schreiben vom 17o Oktober 1951 Mietverträge zu ungünsti­
gen Bedingungen auf 20 Jahre fest abgeschlossen habe«, Da­
durch sei dem Beklagten ein unermeßlich hoher Mietausfall 
entstanden, der die Ansprüche des Klägers um ein Viel­
faches übersteige und mit dem ebenfalls vorsorglich auf­
gerechnet werde« Auf das Schreiben der Ehefrau des Be­
klagten vom 16« Oktober 1951 könne sich der Kläger nicht 
berufen, .weil er es iii Kenntnis der abweichenden und für 
ihn in erster Linie maßgebenden Weisungen des Beklagten 
nachträglich erschlichen habe. Das Schreiben sei nämlich 
erst nach dem 17«. Oktober 1951 unterzeichnet', also zurück- 

. datiert worden« Abgesehen davon, daß der Maklerauftrag 
frei kündbar gewesen sei, sei er auch aus wichtigem Grund 
wirksam widerrufen worden« So habe der Kläger ferner un­
ter Verletzung seiner Vertragspflichten dem Beklagten 
keine ordnungsmäßigen Schlußscheine über die von ihm 
vermittelten Miet- und Baukostenzuschußverträge übersandt 
und es abgelehnt., über die vereinnahmten Courtagen Rech-

I k »
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nung zu legen und davon gemäß der Vereinbarung vom 20* 
Juni 1951 1/3 an den Beklagten abzuführen. Verschiede­
nen Mietern habe er abredewidrig die geschuldeten Bau­
kostenzuschüsse gestundet. In der Berufungsinstanz hat 
der Beklagte noch eine Reihe weiterer Pflichtverletzun­
gen des Klägers behauptet und mit den daraus hergelei­
teten Schadensersatzansprüchen vorsorglich aufgerechnet.

Der Kläger hat das Vorbringen des Benagten im 
einzelnen bestritten und im ersten.Rechtszug den Antrag 
gestellt, den Beklagten zu verurteilen, an ihn 5.74-7>13 
DU (nämlich 1,308,68 IM K^P-Courtage, 1.260 DU Darlehens 
provision und 3.178,45 DM für entgangenen Gewinn) nebst 
9 $ Zinsen seit dem 1.1.1952 zu zahlen. Der Beklagte hat 
beantragt, die Klage abzuweisen, und widerklagend, den 
Kläger zu verurteilen,

1. ) an den Beklagten 11.500 DM nebst 9 # Zinsen
seit Klageerhebung zu zahlen,

2. ) dem Beklagten Rechnung zu legen über die für
die Vermietung der Wohn- und Büroräume einge 
nommenen Courtagen,

3. ) an den Beklagten 33 1/3 £ des sich hiernach
ergebenden Betrages nebst 5 i» Zinsen seit 
Klageerhebung zu zahlen»

In der im Widerklageantrag zu .1) genannten Summe sind 
enthalten;

a) ,ein Betrag von 2.000 DM, der sich nach der 
Darstellung des Beklagten aus vom Kläger einbehaltenen 
Baugeldern sowie einem ihm gewährten Darlehen, nach dem 
Vortrag des Klägers hingegen aus Vorschüssen auf seine 
Maklerprovision zusammensetzt,

b) 7.000 IM als Teilbetrag des Schadens, den der 
Beklagte durch den auftragswidrigen Abschluß von Mietver­
trägen erlitten haben will,

*
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c) ein weiterer Schadensersatzanspruch von 
2*500 DH, den der Beklagte damit begründet hat, daß der 
Kläger auftragswidrig mit dem Mieter einen zu
geringen Baukostenzuschuß vereinbart habe»

Der Kläger hat beantragt, die Widerklage abzu­
weisen*

Das Landgericht hat den Beklagten unter Abwei­
sung der weitergehenden Klage und der Widerklage verur­
teilt, an den Kläger 3*568,66 DM nebst 4 # Zinsen von 
2*568,68 DM seit dem 1*1*52 und von 1*000 DM seit dem 
7*4®52 zu zahlen; es hat die Courtage-Ansprüche des Klä­
gers in voller Höhe als begründet angesehen, den Schadens­
ersatzanspruch jedoch nur auf 1*000 DM geschätzt* Das Ober­
landesgericht hat bei der K^p-Courtage einen geringen Be­
trag abgesetzt und demgemäß die Urteilssumme auf 3®489,70 
DM ermäßigt, im übrigen aber die Berufung des Beklagten 
zurückgewiesen» Mit seiner Revision, um deren Zurückwei­
sung der Kläger bittet, verfolgt der Beklagte seine bis­
herigen Anträge zur Klage und Widerklage weiter*

Ent ache idungsgrund

I* Cour tage:

Das Berufungsgericht hat dem Kläger nach §§ 652, 
611, 612 BGB eine Provision für die Vermittlung des Miet­
vertrages mit der K p p  zuerkannt»

!•) Es hat. die Vollmachterklärung vom 16* Juli 
1951 in Verbindung mit dem Ergebnis der Beweisaufnahme da­
hin gewürdigt, daß der Kläger vom Beklagten nicht nur ei­
nen einfachen Maklerauftrag erhalten habe, sondern darüber 
hinaus auch verpflichtet gewesen sei, sich um den Abschluß
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eines neuen Mietvertrages mit der Kepa zu bemühen, und daß 
ihn der Beklagte zum Abschluß eines solchen Vertrages be­
vollmächtigt habe* Der Einwand des Beklagten, durch die 
vom Kläger Unterzeichnete Erklärung vom 15« Juli 1951 
seien seine Befugnisse im Innenverhältnis auf die Führung 
von Vertragsverhandlungen mit der beschränkt wor­
den, sei unbegründet. Nicht die aus der Urkunde vom 16.
Juli 1951 folgende Abschlußvollmacht des Klägers sei aus­
geschlossen worden, sondern nur seine Befugnis, mit anderen 
Vertragspartnern als mit der namens des Beklagten zu
verhandeln« Zumindest habe die generalbevollmächtigte Ehe­
frau des Beklagten den Abschluß des Mietvertrages vom 30* 
Juli 1951 nachträglich genehmigt , Sie habe dem Kläger näm­
lich It« Quittung vom 11. August 1951 einen Betrag von 
500 DM "für Courtage gezahlt.

Demgegenüber hält die Revision die Auslegung des 
Berufungsgerichts, daß in der Erklärung vom 15* Juli 1951 
die Betonung auf den Porten "mit der K ^ ^ "  und nicht auf 
dem ffort "Verhandlungen" liege, für willkürlich und meint, 
weil in dem Schreiben lediglich von der "K^^-Vollmacht" 
die Bede sei, könne auch nur diese im Innenverhältnis be­
schränkt worden sein. Diese Büge greift im Ergebnis nicht 
durch.

a) Der Courtage-Anspruch des Klägers hängt nicht 
entscheidend davon ab, ob der Kläger bevollmächtigt gewe­
sen ist, mit der K ^ ^  fest abzuschließen. Denn nach § 652 
BGB ist der versprochene Maklerlohn dann zu entrichten, 
wenn der Vertrag infolge der Bemühungen des Maklers zu­
stande kommt. Diese Voraussetzung ist hier unstreitig er­
füllt;

b) Auf die Frage der Abschlußvollmacht kommt es 
um so weniger an, als nach der bindenden und mit der Revi­
sion nicht angegriffenen Feststellung des Berufungsgerichts
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die Ehefrau des Beklagten in seiner Vertretung den Ver­
tragsabschluß mit der K ^ P  jedenfalls nachträglich ge­
nehmigt hat. Damit erledigt sich der Einwand der Revision, 
der Beklagte habe, eine Genehmigung des vom Kläger abge­
schlossenen Vertrages ausdrücklich bestritten und unter 
Beweis gestellt, daß er sofort nach Kenntnisnahme vom wah­
ren Sachverhalt fernmündlich sowie schriftlich in einem 
Brief vom 11. September 1951 erklärt habe, den Vertrag 
nicht anerkennen zu wollen® Der Beklagte war an die Ge­
nehmigungserklärung seiner bevollmächtigten Ehefrau gebun­
den (§ 164 BGB). Sein nachträglicher Widerspruch war da­
her unerheblich® Es bedurfte hierüber keiner Beweisaufnah­
me.

2«) Zu der Behauptung des Beklagten, der Kläger 
habe ihn und seine Ehefrau über den Stand der Verhand­
lungen mit der K ^ P  falsch unterrichtet und auf diese 
reise die als Zustimmung, zum Vertragsabschluß zu werten­
de k conto-Zahlung vom 11. August 1951 erschlichen, hat das 
Berufungsgericht ausgeführt, ein treuwidriges Verhalten 
des Klägers sei nicht festzustellen und auch ganz unwahr­
scheinlich® Die hiergegen erhobenen Revisionsrügen sind 
ebenfalls nicht stichhaltig® Sie enthalten im wesentlichen 
nur unzulässige Angriffe gegen die tatriehterliche Beweis- 
würdigung. Das Berufungsgericht hat weder die von der Re­
vision angezogene Aktennotiz des Beklagten vom 31* Juli 
1951 noch die Tatsache unbeachtet gelassen, daß sich der 
Sohn des Beklagten gegenüber der K ^ p  gemäß deren Akten­
vermerk vom 7o September 1951.auf angebliche, von der K ^ P  
als "Mystifikation11 bezeichnete Äußerungen des Klägers be­
rufen hat, wonach über die bereits versprochene Mietvor­
auszahlung von 37*720 DM hinaus weitere Vorauszahlungen in 
Aussicht genommen oder gar fest zugesagt worden seien® Es 
hat jedoch ohne Rechtsfehler in den einseitigen Nieder­
schriften und Erklärungen des Beklagten oder seiner Ange-



hörigen keinen ausreichenden Beweis dafür erblickt, daß 
der Kläger bei seiner Berichterstattung vom 31« Juli 1951 
über die Besprechungen mit der K ^ p  tatsächlich vorge­
spiegelt habe, diese Verhandlungen seien noch nicht abge­
schlossen und es stünden außer dem liietvorschuß von 
37«720 DM noch weitere Zahlungen der K p p  bis zu einem 
Gesamtbetrag von 163©000 DM bevor$ vielleicht habe der 
Kläger auch nur von der MÖglinhkei^ gesprochen, einen 
zweiten Vorstoß bei der K p ^ z u  unternehmen.. Von diesem 
Standpunkt aus brauchte das Berufungsgericht nicht noch 
besonders auf die beiden Briefe vom 11 * September 1951.. 
die ebenfalls nur die eigene Auffassung des Beklagten 
wiedergeben, einzugehen, zumal es zu dem einen dieser 
Schreiben bereits in anderem Zusammenhang festgestellt 
hatte, der Kläger habe unverzüglich widersprochen*

Darüber hinaus ergibt sich nach Ansicht des Be­
rufungsgerichts die Richtigkeit der in der Aktennotiz vom 
31c Juli 1951 genannten Zahl von 163©000 DM aus dem Miet­
vertrag vom 30. Juli 1951 in Verbindung mit den Erläute­
rungen, die der Kläger in seiner Berufungsbeantwortung 
zu seiner Courtage-Rechnung vom 3© August 1951 abgegeben 
hat. In dieser Rechnung ist der Kläger nämlich von einem 
Geschäftswert von 163«320 DM ausgegangen, indem er den 
Unterschied zwischen der alten und der neuen Jahresmiete 
bei einer Vertragsdauer von 20 Jahren ermittelt und die 
Mietvorauszahlung von 37 ©720 DM hinzugezählt hat (44 ©000 
- 37©720 w 6.280 x 20 « 125©600 + 37©720 = 163*320). Da­
mit hat das Berufungsgericht zugleich in rechtlich nicht 
anfechtbarer Weise den von der Revision wiederholten Vor­
trag des Beklagten zurückgewiesen. der Kläger habe die 
Provisionsrechnung vom 3© August 1951, auf die eigenarti­
gerweise bereits in dem Aktenvermerk vom 31© Juli 1951 
Bezug genommen ist (vgl die Bl 4 dA 5 0 144/52 befind­
liche Urschrift), in Täuschungsabsicht ausgestellt.
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3») Das Berufungsgericht hält es ferner nicht für 
erwiesen, daß der Kläger bei den VertragsVerhandlungen mit 
der gegen ausdrückliche Weisungen des Beklagten ver ­
stoßen oder in sonstiger Weise pflichtwidrig die Belange 
des Beklagten verletzt und dadurch seinen Provisionsan­
spruch verwirkt habe. Es verkennt nicht die von der Revi­
sion hervorgehobene Tatsache, daß der Kläger von der K M |  
nach deren Aktenvermerk zunächst eine Mietvorauszahlung 
von 100«000 DM als Gegenleistung für die langfristige Ver­
längerung des Mietvertrages gefordert und dabei auch dar­
auf hingewiesen hat, daß die behördlich gebilligte "Kosten- 
miete” jährlich 55«500 IM betrage« Daraus sei aber nicht 
zu entnehmen, daß der Kläger den Auftrag gehabt habe, nur 
zu diesen Bedingungen abzuschließen, sondern lediglich, 
daß er versucht habe, ein solches Ergebnis zu erzielen«
Das Berufungsgericht weist ferner die Auffassung des 
Beklagten zurück, der Kläger hätte auch ohne Bindung an 
einen ziffernmäßig begrenzten Auftrag pflichtgemäß nicht 
wesentlich unter die ursprünglich vorgesehene Baukosten- 
summe von 100«000 EM oder eine Jahresmiete von 55« 500 DL! 
heruntergehen dürfen« In der schwierigen Lage, in der 
sich der Beklagte damals befunden habe, habe schon eine 
Barzahlung von 37«720 DM einen großen Vorteil für ihn be­
deutet, weil dadurch die drohende Stillegung seines be­
deutenden Bauvorhabens verhindert worden sei«

Auch diese Feststellungen sind rechtlich nicht 
zu beanstanden« Haltbar ist insbesondere auch die von 
der Revision angegriffene Erwägung des Berufungsgerichts, 
der Abschluß mit der K ^ P  sei für den Beklagten vorteil­
haft gewesen, weil er dadurch schon zu einer Zeit, als 
der alte Mietvertrag noch gar nicht erloschen gewesen sei, 
als Gegenleistung für die Verlängerung dieses Vertrages 
auf 20 Jahre zu einem immerhin höheren Jahresmietzins so-
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fort einen erheblichen, zur Fortführung der Bauarbeiten 
dringend benötigten Barbetrag in die Hand bekommen habe«, 
Dabei ist auch zu bedenken, daß der Kläger nach dem vom 
Beklagten vorgelegten Aktenvermerk der K ß ß  vom 7« Septem­
ber 1951 selbst dieses Ergebnis erst nach stundenlangen 
Verhandlungen erzielt hat« Im übrigen erschöpfen sich die 
Angriffe der Revision hier wiederum in einer von den Fest ­
stellungen des Berufungsgerichts abweichenden Sachdar­
stellung, die -in der Revisionsinstanz, nicht berücksichtigt 
werden kann.

4c) Das Berufungsgericht hatte schließlich zu 
prüfen, ob die Parteien nicht durch besondere Vereinba­
rung einen Courtage-Anspruch des Klägers für seine Be­
mühungen' im Falle von vornherein ausgeschlossen ha­
ben« Dabei ist ihm,wie die Revision mit Recht rügt, ein 
Versehen unterlaufen,

a) Bereits in seiner Klagebeanty/ortung vom l6-e 
Hai 1952 hatte der Beklagte vor getragen,* nach seinen ver­
traglichen Abmachungen mit dem Kläger habe er für die neu 
abzuschließenden Mietverträge keine Courtage an den Kläger 
zu zahlen brauchen, sondern im Gegenteil noch 1/3 der von 
den Vertragsgegnern zu entrichtenden Provisionen erhalten 
sollen. In seiner Berufungsbegründung vom 21» September 
1953 hat er dieses Vorbringen dann näher dahin erläutert, 
daß es sich bei dem in der Vollmachtsurkunde vom 16, Juli 
1951 erwähnten besonderen Vertrag** um die Vereinbarung 
vom 2j0. Juni 1951 handle. Rach dieser Vereinbairung, die 
allerdings dem Wortlaut nach nur die durch den Wiederauf­
bau neu zu erstellenden Wohn- und Büroräume betrifft, 
sollte der Kläger in der Tat noch 1/3 der von den Mietern 
au vereinnahmenden Provisionsbeträge an den Beklagten aus- 
schütten, mithin im Verhältnis zum Beklagten courtagefrei 
tätig werden - Im Verhandlungstermin vom 11. Juni 1952 vor

«



dem Bandgericht hat nun der Prozeßbevollmäehtigte des 
Klägers lte Niederschrift wörtlich erklärt? "Der in der 
Vollmacht Anlage 1 angezogene besondere Vertrag ist der 
Vertrag vom 20.6.1951.n Diese Erklärung hat der Kläger 
dann mit Schriftsatz vom 1. Juli 1952 dahin berichtigt, 
daß unter dem "besonderen Vertrag" nicht die Vereinbarung 
vom 20. Juni 1951» sondern die Erklärung des Klägers vom 
15* Juli 1951 zu verstehen sei. Das Berufungsgericht hat 
aber unter Verwechslung der Parteirollen diesen Widerruf 
irrtümlich dem Beklagten zugeschrieben und ist infolge­
dessen zu der Auffassung gekommen, man könne dem Beklag­
ten keinen Glauben schenken, wenn er trotz des Widerrufs 
vom lo Juli 1952 in seiner BerufungsbegrUndung wieder auf 
sein früheres Vorbringen zurückgreife, wonach unter dem 
"besonderen Vertrag" der vom 20. Juni 1951 gemeint gewesen 
sei, zumal auch der Zeuge <*as Gegenteil be­
kundet habe.

b) Zutreffend ist auch die Ansicht der Revision, 
in der Erklärung, die der Prozeßbevollmächtigte des Klä­
gers in der mündlichen Verhandlung vom 11c Juni 1952 ab­
gegeben hat, liege ein gerichtliches Geständnis gemäß 
§ 288 ZPO, das auch in der Berufungsinstanz wirksam blieb 
und nur durch den doppelten Nachweis der Unrichtigkeit 
und des Irrtums entkräftet werden konnte (§§ 290, 532 ZPO)* 
Zwar hat der Beklagte die im Schriftsatz vom 1* Juli 1952 
vorgetragene Behauptung des Klägers, die Erklärung beruhe 
auf einem Irrtum seines Prozeßbevollmächtigten, nicht be­
stritten. Doch geht aus dem angefochtenen Urteil nicht 
hervor, ob das Berufungsgericht darüber hinaus auch als 
erwiesen angesehen hat, daß das Geständnis nicht der Wahr­
heit entsprach. Wenn'das Berufungsgericht die Behauptung 
des Beklagten, die Vollmachturkunde vom 16. Juli 1951 neh­
me auf die Vereinbarung vom 20. Juni 1951 Bezug, als un-
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glaubwürdig bezeichnet hat, so hat es sich dabei in erster 
Linie von der irrigen Vorstellung leiten lassen, der Be­
klagte habe in seinem Prozeßvortrag wiederholt gewechselt. 
Zu welchem Srgebmis es aber gekommen wäre, wenn es richtig 
erkannt hätte, daß nach dem Geständnis des Klägers der Be­
klagte für seine Darstellung nicht mehr beweispflichtig 
war, sondern die Beweislast für die Unrichtigkeit des Ge­
ständnisses nunmehr beim Kläger lag, ist nicht ersicht­
lich»

c) Das Berufungsgericht wird daher die Frage, ob 
die Parteien Courtagefreiheit vereinbart haben, unter dem 
Gesichtspunkt der durch das Geständnis auf den Kläger über­
gegangenen Beweislast erneut zu untersuchen haben. Es wird 
sich, gegebenenfalls nach Vernehmung der Parteien, dar­
über schlüssig werden müssen, welchen "besonderen Vertrag" 
die Parteien nun eigentlich in der Urkunde vom 16* Juli 
1951 gemeint haben können» Die Behauptung des Klägers? 
der "besondere Vertrag" sei seine Erklärung vom 15» Juli 
1951» steht in einem gewissen Widerspruch zu seinem Vor­
trag im Schriftsatz vom 9* Juni 1952, durch diese Erklä­
rung sei der zeitlich später liegende und zusätzlich zu 
der normalen Verwaltung erteilte besondere K^^-Auftrag 
nicht betroffen worden; dasselbe nimmt übrigens auch das 
Berufungsgericht an, wenn es ausführt, durch die Erklä­
rung vom 15* Juli 1951 sei nicht die "K^^-Vollmacht" 
vom 16, Juli 1951 ausgeschlossen worden, sondern nur die 
Führung von Verhandlungen mit anderen Vertragspartnern 
als der Welchen Sinn es aber dann noch gehabt haben
soll, in der Vollmachturkunde vom 16» Juli 1951 die Er­
klärung des Klägers vom Vortage zu erwähnen, bleibt un­
klar» Auch mit diesen Bedenken wird sich das Berufungs­
gericht noch auseinanderzusetzen haben«

5») Sollte das Berufungsgericht nach erneuter 
Prüfung wiederum zu dem Ergebnis kommen, daß dem Kläger 
für seine Tätigkeit in der K^^-Angelegenheit eine Cour-

h km.\
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tage zustehe, so wird es auch zur Höhe des Anspruches auf 
der Grundlage der ortsüblichen Maklergebühr noch weitere 
Feststellungen treffen müssen*.Es hat die Frage, wie hoch 
die ortsüblichen Gebühren für die Tätigkeit des Klägers 
sind, nicht geprüft, weil es die auf die Rechnung des 
Klägers vom 3« August 1951 geleistete Abschlagszahlung 
des Beklagten vom 11« August 1951 als Anerkenntnis die­
ser Rechnung gewertet hat. Biese Auffassung ist aber recht­
lich nicht haltbare Denn abgesehen davon, daß der Kläger 
selbst seine frühere Courtage-Berechnung vom 3* August 
1951 in diesem Rechtsstreit nicht mehr aufgegriffen, son­
dern seinen Maklerlohn nach den "Ortsüblichen Gebühren der 
Hamburger Haus-, Geschäfts- und Finanzmakler" neu berech­
net hat, ist in der bloßen Zahlung eines Teilbetrages von 
500 BH kein vertragliches Schuldanerkenntnis im Sinne des 
§ 781 BGB zu erblicken. Es kann sich lediglich um ein rein 
tatsächliches, also ohne Verpflichtungswillen abgegebenes 
Anerkenntnis handeln, durch das nach 5 208 BGB zwar die 
Verjährung unterbrochen, nachträgliche Einwendungen gegen 
Grund und Höhe des Anspruches aber nicht ausgeschlossen 
worden sind*

Bei dieser Rechtslage können die vom Berufungs­
gericht angeschnittenen Bedenken gegen die Courtage-Be­
rechnung des Klägers nicht dahingestellt bleiben» Aller­
dings läßt sich nichts dagegen einwenden, daß der Kläger 
von einer durchschnittliehen Jahresmiete von 44*000 Bll aus- 
gegangen ist, obwohl die bis zum 30» September 1957
jährlich nur 36«456 DM zu zahlen hat« Denn diese schein­
bare Mietzinsermäßigung beruht in Wirklichkeit auf einer 
Anrechnung des von der K(0geleisteten Vorschusses von 
37 «720 BEI« Zudem hat der Kläger seine Provision in der 
Klagebegründung nicht mehr nach dem zwanzigfachen Jahres­
mietzins errechnet, sondern nur noch den für eine Miet-
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zeit von über 3 Jahren geltenden Gebührensatz zugrunde ge­
legt« Wohl aber wird zu prüfen sein, ob der Kläger nach 
Ortsbrauch neben der nach der vollen Jahresmiete ermittel­
ten Gebühr für die Vermittlung des Mietvertrages noch 
eine besondere Provision für die Beschaffung der 37*720 DM 
fordern kann, und ferner, wenn diese Präge bejaht wird, 
ob dann nicht entsprechend der ursprünglichen Berechnung 
des Klägers vom 3« August 1951 nur der niedrigere Satz von 
2 # für ttBeschaffung von Ge schüft sdarlehen” in Präge kommt, 
weil es sich hier eben nicht um einen echten Baukostenzu­
schuß, sondern nur um einen zurückzuerstattenden MietVor­
schuß handelt (vgl dazu ’’Handbuch für das Hamburgische 
Grundeigentum 1949/50” S. 227, 229)*

11« Courtage für ein Darlehen d e r _ L a n d e s b a n k s _

Zur Provisionsforderung des Klägers wegen Be­
schaffung eines Darlehens der Landesbank
hat das Berufungsgericht, bezugnehmend auf die Sntscheidungs 
gründe des landgerichtlichen Urteils, festgestellt, daß die 
Behauptung des Beklagten, die Kreditbergabe sei auf die 
Bemühungen seiner Ehefrau und nicht auf die Tätigkeit des 
Klägers zurückzuführen, durch das Ergebnis der Beweisauf­
nahme widerlegt sei« Der Kläger habe von vornherein ange­
strebt, den Kredit im Wege der Zwischenfinanzierung von 
alten Bausparverträgen zu besorgen« Auf Grund der von ihm 
beschafften Alt Sparverträge sei dann die Auszahlung er­
folgt« Zwar sei sein Antrag vom 5. September 1951 auf 
Zwischenfinanzierung am 21. September 1951 zunächst wegen 
fehlender Mittel von der Kasse förmlich abgelehnt worden, 
ohne daß dadurch jedoch der ursächliche Zusammenhang zwi­
schen seiner Vermittlungstätigkeit und der späteren Dar­
lehensgewährung unterbrochen worden sei. Denn auf nochma­
lige Rücksprache des Klägers hin seien dann die Altspar-

4
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Verträge beschafft und nach Einzahlung der erforderlichen 
40 $> zwischenfinanziert worden. Daraus folge, daß die 
möglicherweise erfolgte fernmündliche Rücksprache der 
Ehefrau des Beklagten mit dem Zeugen E ^ | ^ ^  für die Kre­
ditbeschaffung keine wesentliche Bedeutung gehabt habe, 
daß vielmehr der Erwerb der AltSparverträge und damit 
auch die Kredithingabe dem Kläger zu verdanken sei. Der 
kurz vor Eingang der ersten Zahlung erklärte Widerruf des 
Kakle rauft rages sei zu spät gekommen, nämlich zu einem 
Zeitpunkt, als bereits die Tätigkeit des Klägers im wesent­
lichen erfolgreich beendet, der Zwischenkredit von der 
Landesbank zugesagt und seine restliche Auszahlung nur 
noch eine Präge der Zeit gewesen sei. Aus diesen Fest­
stellungen, die auf einer rechtlich einwandfreien Wür­
digung des Beweisergebnisses beruhen, hat das Berufungs­
gericht zutreffend gefolgert, daß dem Kläger die ortsüb­
liche Provision für die Darlehensvermittlung zustehe. Denn 
nach § 652 BOB ist dazu nur erforderlich, daß die Bemühun­
gen des Klägers für das Zustandekommen des Kreditvertrages 
ursächlich oder auch nur mitursächlich gewesen sind» Die 
hiergegen gerichteten Revisionsangriffe, mit denen geltend 
gemacht wird, das Berufungsgericht habe zwei verschiedene 
Rechtsgeschäfte miteinander vermengt, liegen auf rein tat­
sächlichem Gebiet und sind daher unbeachtlich.

III» Entgangene KieterproVisionen:

Das Berufungsgericht hält den am 7. Dezember 1951 
erklärten Widerruf des Maklerauftrages für unzulässig und 
den Beklagten auf Grund dieses vertragswidrigen Verhaltens 
für schadensersatzpflichtig.

Io) Die Vereinbarung vom 20* Juni 1951» in der 
der Beklagte dem Kläger die Alleinvermietung aller Wohn-
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und Büroräume in dem sog« K^pblock übertragen habe, ent­
halte einen nur nach Maßgabe des § 628 BGB (gemeint ist 
wohl § 626 BGB) beschränkten unv/iderruflichen Maklerauf­
trag und zugleich eine Abschlußvollmacht * Diese Verein ­
barung sei ergänzt worden durch die von der generalbe- 
vollmächtigten Ehefrau des Beklagten erteilte, ausdrück­
lich als unwiderruflich bezeichnete Ermächtigung vom 16» 
Oktober 1951, beim Abschluß der Mietverträge 7 c-Bedingun- 
gen zu vereinbaren» Daß der Kläger die Unterschrift der 
Ehefrau des Beklagten erschlichen habe, sei nicht erwie­
sen»

20) Einen wichtigen Kündigungsgrund im Sinne des 
§ 626 BGB habe der Beklagte nicht dargetan. Der Vorbehalt 
des Beklagten, die Mietverträge selbst zu unterschreiben, 
habe sich nur auf den Formalakt der Unterzeichnung bezogen 
und den Kläger nicht gehindert, Baukostenzuschußverträge 
fest abzuschließen. Da der Beklagte damals gerade eine 
1 1/2-jährige Haftstrafe verbüßt habe, sei er gezwungen 
gewesen, dem Kläger für die weitere Durchführung des um­
fangreichen Bauvorhabens und Vermietung der zahlreichen 
Räumlichkeiten weitgehende Vollmachten zu erteilen. Bei 
dieser Sachlage hätte der Kläger auch dann, wenn der Be­
klagte ihm eine anderslautende Weisung gegeben hätte, 
nach § 665 BGB im Interesse des Beklagten von dem Auftrag 
abweichen dürfen. Seiner Anzeigepflicht habe er dadurch 
genügt, daß er die generalbevollmächtigte Ehefrau des Be­
klagten informiert habe. Auch sei er unter den obwalten­
den Umständen durchaus berechtigt gewesen, sich in erster 
Binie an die Anordnungen der Ehefrau zu halten. Daß der 
Kläger trotz der anders lautenden Weisungen vom 17«- Okto­
ber 1951 weiter zu 7 c-Bedingungen abgeschlossen habe, 
könne der Beklagte ferner auch im Hinblick auf die von 
seiner Ehefrau im Schreiben vom 16. Oktober 1951 erteilte
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Ermächtigung nicht beanstanden« Dieser unv/id erruf lieh 
erteilte Auftrag habe nicht mehr einseitig widerrufen 
werden können« Das Berufungsgericht, befaßt sich weiter­
hin mit den sonstigen Vorwürfen, die der Beklagte gegen 
den Kläger erhoben hat, und weist diese teils als ver­
spätet vorgetragen zurück, teils hält es die angeblichen 
Pflichtwidrigkeiten des Klägers nicht für erwiesen,

3«) Gegen diese Ausführungen bestehen sachlich­
rechtlich jedenfalls im Ergebnis keine Bedenken« Die He- 
vision erhebt hier im wesentlichen nur zwei Verfahrens­
rügens

a) Das Berufungsgericht habe nicht hinreichend 
beachtet, daß der Kläger selbst wiederholt zugestanden 
habe, nicht 2ur Vermietung, sondern nur zur Vermittlung 
ermächtigt gewesen zu sein. Tatsächlich hat sich das Be­
rufungsgericht jedoch auch mit den von der Revision in 
diesem Zusammenhang erwähnten Äußerungen des Klägers aus­
einandergesetzt und ist zu dem Ergebnis gekommen, daß sie 
nicht in dem vom Beklagten behaupteten Sinn auszulegen 
seien, sondern sich nur auf den wPormalakttt. der.MietVer­
tragsunterzeichnung bezogen hätten. Der Hinweis der Revi­
sion auf § 154 Abs 2 BGB geht schon deswegen fehl, weil 
nach dieser Vorschrift ein Vertrag nur irnmZweifel solange 
nicht geschlossen ist, bis die verabredete Beurkundung voll­
zogen ist. Vor allem aber übersieht die Revision, daß es 
auch hier keine ausschlaggebende Rolle spielt, ob der Klä­
ger Abschlußvollmacht hatte oder nicht, Pür den Anspruch 
des Klägers auf Ersatz ihm entgangener Maklerprovisionen 
ist vielmehr entscheidend, daß der Kläger nach der bin­
denden und von der Revision insoweit nicht angegriffenen 
tat rieht erlichen Auslegung der Schriftstücke vom 20« Juni 
und 16« Oktober 1951 unwiderruflich beauftragt war, Ui et-
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verträge zu 7 o-Bedingungen zu vermitteln, daß mithin die 
ohne wichtigen Grund trotzdem erfolgte Kündigung des Mak­
lerauftrages eine Vertragsverletzung darstellte* durch die 
der Kläger praktisch außerstande gesetzt wurde, den bis zum 
30, Dezember 1951 befristeten Auftrag zu Ende zu führen. 
Daraus folgt, daß der Kläger im Wege des Schadensersatzes 
wirtschaftlich so zu stellen ist, wie er ohne den Ver­
tragsbruch des Beklagten dastehen würde (HGK § 632 Anm 1,
2 c a,E,j RGZ 76, 361), Zur Begründung der dem Kläger 
hiernach zustehenden Schadensersatzforderung genügt die 
vom Berufungsgericht übernommene Feststellung des Erst- 
richters, der Kläger hätte bei ungestörter Fortführung 
seiner Vermietungstätigke.it bis Ende 1951 eine weitere 
Maklercourtage von mindestens 1,000 DM verdienen können.
Daß der Beklagte mit der Vermietung* zu7c-Bedingungen nicht 
einverstanden war, ist unerheblich, weil er durch die E r ­
klärung seiner Ehefrau vom 16, Oktober 1951 auch hinsicht­
lich der zu vereinbarenden Mietbedingungen unwiderruflich 
gebunden war, ein Abschluß zu anderen Bedingungen also bei 
Mitwirkung des Klägers gar nicht in Betracht kam. Der Be- 
klagte^ hätte sich daher, wenn er nicht vertragswidrig ge­
kündigt hätte, auch ohne Rücksicht auf die vom Berufungs­
gericht festgestellte Abschlußvollmacht des Klägers wohl 
oder übel dazu entschließen müssen, die vom Kläger zustan­
de gebrachten Miet- und Baukostenzuschußverträge anzuer­
kennen.

b) Die Revision beanstandet ferner, daß das Be­
rufungsgericht zur Prüfung, ob der Beklagte den Makler­
auftrag nach Maßgabe des § 626 BGB aus wichtigem Grund 
widerrufen durfte, wesentliche Beweise nicht erhoben ha­
be, Richtig ist zunächst, daß der Beklagte bereits mit 
Schriftsatz vom 27« Dezember 1952 und dann erneut in sei­
ner Berufungsbegründung unter Beweis gestellt hatte, der

ja
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Kläger habe eich unter falschen Vorspiegelungen von eini­
gen Mietern heimlich Provisionen zahlen lassen, ohne dar­
über abzurechnen. Per Beklagte hat indessen weder vor die •✓
sem Rechtsstreit noch in den beiden Tatsacheninstanzen den 
am 7c Dezember 1*951 erklärten Widerruf des Maklerauftra­
ges gerade auf diesen Sachverhalt gestützt, sondern ihn 
nur im Zusammenhang mit seinem Anspruch auf Rechnungsle­
gung* vorgetragen, um darzutun, daß die Abrechnung des Klä­
gers unvollständig sei«. Zur Frage des wichtigen Kündigungs­
grundes hat er hingegen in seiner Berufungsbegründung un­
ter Benennung anderer Zeugen lediglich geltend gemacht, 
der Kläger habe sich' überhaupt geweigert, über die ver­
einnahmten Courtagen mit ihm abzurechnen. Diesen Beweis­
antritt hat das Berufungsgericht aber ohne Rechtsverstoß 
als verspätet zurückgewiesen. Im übrigen liegt die angeb­
liche Verletzung der Abrechnungspflicht zeitlich nach Ab­
schluß der Vermietungstätigkeit des Klägers und damit nach 
Vertragsende* Sie kann deshalb, den vorzeitigen Auftrags­
widerruf selbst dann nicht rechtfertigen, wenn man es da­
bei auf den Zeitpunkt des Verstoßes abstellt und nicht 
erst auf den Zeitpunkt, in dem er während dieses Rechts­
streits als Widerrufsgrund geltend gemacht ?/orden ist«. Was 
die weitere, von der Revision aufgegriffene Behauptung 
des Beklagten betrifft, der Kläger habe den Mietern eigen­
mächtig und pflichtwidrig Baukostenzuschüsse gestundet; 
so hat das Berufungsgericht auch dieses erstmalig in der 
Berufungsbegründung enthaltene Vorbringen nach § 529 ZPO 
zurückgewiesen und darüber hinaus rechtlich unangreifbar 
ausgeführt, dem Beklagten könne dadurch kein Schaden ent­
standen sein, weil die Einziehung der Baukostenzuschüsse 
in der Hand der Baufirma gelegen und diese aus dem ver­
späteten Eingang keine Folgerungen gezogen habe»
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IV c Eye^ualaufrechnung_ und Widerklage^

lo) Der Rückzahlungsanspruch des Beklagten in 
Höhe von 2„000 IM, den der Kläger von seiner Courtage- 
Rechnung in Sachen bereits abgesetzt hat, hängt da­
von ab, ob dem Kläger für dieses Geschäft eine Provision 
zusteht oder nicht, insoweit bedarf es noch einer weiteren 
Aufklärung«,

2c) Der Schadensersatzanspruch, den der Beklag­
te aus dem angeblich pflichtwidrigen Verhalten des Klä­
gers in der KJ^-Angelegenheit herleiten will, ist nach 
den Feststellungen des Berufungsgerichts unbegründet. 
Denn der Beklagte kann sich, nachdem seine von ihm be­
vollmächtigte Ehefrau den Mietvertrag vom 30» Juli 1951 
genehmigt hat, nicht mehr darauf berufen, er sei durch 
dessen Abschluß geschädigt worden.

3C) *Vus der Vermietungstätigkeit des Klägers 
kann der Beklagte ebenfalls keine Schadensersatzansprü­
che herleiten, da der Kläger, wie das Berufungsgericht 
festgestellt hat, unwiderruflieh beauftragt war, 7 c- 
Bedingungen zu vereinbaren, die späteren Gegenweisungen 
des Beklagten also nicht zu befolgen brauchte. Selbst 
wenn der Kläger keine Abschlußvollmacht gehabt hätte, 
wäre der Beklagte bei vertragstreuem Verhalten nicht in 
der läge gewesen, von sich aus günstigere Bedingungen zu 
erzielen.

4.) Die übrigen Ersatzansprüche des Beklagten 
hat das Berufungsgericht entweder im Hinblick auf das Be- 
weisergebnis aus tatsächlichen Gründen verneint oder des­
halb nicht berücksichtigt,, weil der Beklagte sie verspätet 
geltend gemacht hat. Hiergegen hat die Revision keine Ein­
wendungen erhoben.

#



5.) Das Berufungsgericht hält den Kläger schließ­
lich auch nicht für verpflichtet, über die von den Mietern 
gezahlten Vermittlungsgebühren erneut Rechnung zu legen.- 
Mit der zu den Akten 5 0 144/52 eingereichten Aufstellung 
sei der Kläger seiner Ahrechnungspflicht bereits nachge­
kommen. Ob er in einigen Bällen höhere Beträge von den 
Mietern erhalten habe, sei unerheblich, weil die Unvoll- 
ständigkeit einer Abrechnung nach § 259 Abs 2 BGB nur 
durch das Verlangen des Offenbarungseides geltend gemacht 
werden könne. Die Ergänzung der einmal erteilten Abrech­
nung könne nur dort verlangt werden, wo 'ein ganzer Tat­
sachenkomplex fehle oder eine Aufstellung derart unvoll­
kommen sei, daß sie nicht den Kamen einer Abrechnung ver­
diene. Einen solchen Sachverhalt habe der Beklagte aber 
nicht dargetan. Diese Überlegungen stehen im Einklang mit 
der herrschenden Auffassung, die den klaren Wortlaut des 
Gesetzes für sich hat und sich daraus rechtfertigt, daß 
§ 259 Abs 2 BGB eben als einziges Mittel, die Vervoll­
ständigung einer Abrechnung zu erzwingen, den Offenba­
rungseid vorsieht (BGK § 259 Anm 1, 2. Abs; RGZ 84, 41 
/447; 100, 150 /152, 155/). Daß hier einer der vom Beru­
fungsgericht zutreffend gekennzeichneten Ausnahme fälle ge­
geben sei, ist entgegen der Ansicht der Revision dem schon 
in anderem Zusammenhang erörterten Vortrag des Beklagten 
nicht zu entnehmen.

V. Ergebnis8 •

Das Berufungsurteil ist demnach zu bestätigen, 
soweit dem Kläger unter Abweisung der Widerklage 1.260 DM 
für die Darlehensvermittlung und 1.000 DM als entgangener 
Gewinn zugesprochen worden sind. Jedoch ist die sich da­
nach ergebende Summe von 2.260 DM vorerst um die 2.000 Dl! 
zu kürzen, die der Beklagte dann ganz oder teilweise zu-
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rückfordern kann, wenn, sich nach erneuter Prüfung ergehen 
sollte, daß dem Kläger eine entsprechend hohe Courtage für 
den Vertragsabschluß mit der K ^ P  nicht zusteht. Somit ist 
die Revision hinsichtlich eines Klagebetrages von 260 RH 
und wegen der Entscheidung über die Widerklage zurückzu- 
weisen* Im übrigen muß das angefochtene Urteil aufgehoben 
und die Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen wer­
den, und zwar zur erneuten Verhandlung und Entscheidung 
über den nach Grund und Höhe streitigen Anspruch des Klä­
gers auf die Kpp-Courtage sowie über den davon abhängi­
gen Rückforderungsanspruch des Beklagten in Höhe von
2.000 m *

Eine Kostenentscheidung konnte nur insoweit ge­
troffen werden, als der Rechtsstreit bereits entscheidungs­
reif ist* Insoweit beruht die Kostenentscheidung auf den 
§§ 92, 97 ZPO. Im übrigen war die Kostenentscheidung dem 
Berufungsgericht zu überlassen.

Ur, Canter Br. Beibrück ' Br. Haidinger
Br. Pischer Br. Kuhn
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